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Die Farbe Grün

zu GrünenVorsitzenden gewählt und Ende 2019 eindrucksvoll bestä
tigt wurden. Große Koalitionen und selbst schwarzgelbe Regierungen 
in Berlin fassen oder fassten Beschlüsse mit grünem Inhalt, während 
die Grünen in der Opposition sind oder waren: Quoten für Aufsichts
räte, Kohlekompromiss, den endgültigen Atomausstieg. Menschen kau
fen bio, imkern auf dem Balkon, schämen sich für ihre TeneriffaFlüge, 
radeln zur Arbeit und verehren Greta – kaum einer macht das alles, aber 
fast jeder zumindest etwas. Vieles davon ist positiv. Doch in der Summe 
wird es gefährlich, wenn auf der Straße eine Stimmung entsteht, nach der 
grüne Anliegen, vor allem das der Klimarettung, mehr Legitimität besä
ßen als andere Interessen, etwa das der Sicherung von Arbeitsplätzen, 
individueller Mobilität, Wohlstand und Freiheit. Wenn es nicht auf demo
kratischem Weg, durch Wahlen und in Parlamenten, gelingt, den grünen 
Anliegen zum Durchbruch zu verhelfen, erscheint es vielen nahezu zwin
gend, Demokratie und Parlamente zur Disposition zu stellen.

Verstärkt wird dieser Trend durch die von Greta Thunberg inspirierte 
FridaysforFutureBewegung. Idealistische junge Leute, vornehmlich 
Schüler und Studenten, weniger Auszubildende, demonstrieren gegen 
den Klimawandel, hüpfen für den Kohleausstieg und schwänzen freitags 
die Schule, um die Welt zu retten. Das hat etwas Anrührendes, etwas 
Tröstliches nach Jahrzehnten, in denen die Jugend als apolitisch galt. 
Aber da drängen zugleich Selbstgerechtigkeit, Intoleranz und Dogmatis
mus ins Bild. Wer sich entschieden hat, dass sein Weg der einzig richtige 
sei und, mehr noch, dass nur dieser Weg die Menschheit retten kann, 
sieht sich legitimiert, die gesetzliche Schulpflicht in Frage zu stellen oder 
Hauptverkehrsadern, Flughäfen, Kreuzfahrtschiffe oder Automessen zu 
blockieren. Und gegen den Kapitalismus, vulgo: unser Wirtschaftssystem 
zu agitieren. Wenn auch das nicht weiterhilft? Wer jeden Zweifel ausge
schlossen hat an der eigenen Wahrheit, akzeptiert kein Stoppschild.

Dabei ist trotz der medialen Dauerpräsenz grüner Kernanliegen der 
Eindruck falsch, für die gesamte Bevölkerung habe das Thema CO2Emis
sionen Priorität. Die Immigration ist nach wie vor die größere Sorge 
der Europäer. 34 Prozent nannten in dem im Juni 2019 veröffentlich
ten »Eurobarometer« der Europäischen Kommission dieses Thema das 
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»wichtigste«, dem sich die EU gegenübersehe. Der Klimawandel folgte 
mit 22 Prozent auf Platz 2, die wirtschaftliche Situation auf Rang 3 
(18 Prozent). Unter den deutschen Befragten war die Reihenfolge nicht 
anders, auch wenn der Abstand mit 37 Prozent für das Immigrations
thema und 31 Prozent für den Klimawandel geringer ausfiel.9 Und wäh
rend die Grünen im Juni 2019 im ARDDeutschlandtrend mit 26 Prozent 
erstmals auf Platz 1 lagen und die Union um einen Punkt überflügelten, 
lehnten zugleich nahezu zwei Drittel der Deutschen die von den Grünen 
geforderte CO2Steuer ab.10

Sieben von zehn Deutschen sagten laut diesem ARDDeutschland
trend, sie hätten ihre persönliche Einstellung zu Klima und Umweltfra
gen aufgrund Greta Thunbergs Aktivitäten nicht (41 Prozent) oder kaum 
(31 Prozent) verändert. Nur wenige Deutsche gaben  an, stark (17 Prozent) 
oder sehr stark (7 Prozent) von der jungen Schwedin und der »Fridays for 
Future«Bewegung beeinflusst worden zu sein. 

Laut Forschungsgruppe Wahlen wird bei der Frage nach »wichtigen 
Themen« mit klarem Vorsprung (und deutlich fallender Tendenz) der 
Komplex »Ausländer / Integration / Flüchtlinge« von rund 25 Prozent der 
Deutschen genannt. Erst auf die Anschlussfrage nach »weiteren wich
tigen Themen« dominiert hingegen mit bis zu 60 Prozent »Umwelt / 
Klima / Energiewende«.11 Als der Versicherer R+V »die größten Ängste 
der Deutschen 2019« abfragte, rangierten »Überforderung des Staats 
durch Flüchtlinge« (56 Prozent) und »Spannungen durch Zuzug von 
Ausländern« (55 Prozent) ganz vorne. »Klimawandel« (41 Prozent) nahm 
lediglich Platz 12 ein.12

Die »grüne Hegemonie«, die ZeitChefredakteur Giovanni di Lorenzo 
konstatierte (wir kommen darauf zurück), ist angesichts einer solchen 
gesellschaftlichen Entwicklung und Polarisierung nicht begrenzt auf die 
Wahlergebnisse der grünen Partei. Grün ist an der Macht, weil andere Par
teien grüne Themen zu kopieren versuchen und grüne Inhalte umsetzen, 
während die grüne Partei noch auf den Oppositionsbänken sitzt. Die CDU 
ist über die Jahre deutlich nach links gerückt, in der Wirtschafts wie in 
der Migrationspolitik. Und die Sozialdemokraten seien gar »linker als die 
Linkspartei geworden und ökologischer als die Grünen«, sagte der eins
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tige SPDVorsitzende Sigmar Gabriel im August 2019. Derweil bemüht 
sich Markus Söder um eine grüne Grundierung für die Christsozialen, 
von der Betonung des Schutzes der Schöpfung über einen vorgezogenen 
Kohleausstieg (was für den Freistaat ohne Kohlevorkommen eher unprob
lematisch ist) bis zur Frauenquote für Vorstandsämter in der CSU. 

Selbst die AfD, deren Altvordere jeden nennenswerten menschenge
machten Beitrag zum Klimawandel bestreiten, sah sich nach dem Ergeb
nis der Europawahl, bei der sie unter ihren Erwartungen blieb, vom Ber
liner Landesverband ihrer Jugendorganisation gedrängt, »von der schwer 
nachvollziehbaren Aussage Abstand zu nehmen, der Mensch würde das 
Klima nicht beeinflussen«.13

Darum sind die Grünen an der Macht als konsensuales Prinzip, ganz 
losgelöst von der Stärke der Partei. Dieses Prinzip hat den Kampf gegen 
die unübersehbaren Folgen der vom Menschen beschleunigten Erder
wärmung, gegen schmelzende Gletscher und Polkappen, zur vordring
lichen Aufgabe der Politik erhoben. Das Pariser Klimaabkommen vom 
Dezember 2015 proklamiert das Ziel, die Erderwärmung im Vergleich 
zum vorindustriellen Zeitalter auf »deutlich unter« 2 Grad Celsius und 
nach Möglichkeit auf »nur« 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. Doch es wird 
von Monat zu Monat schwieriger, Fachleute zu finden, die es für erreich
bar halten. Gerade idealistische junge Menschen zweifeln aber an der 
Aufrichtigkeit der Erwachsenen, wenn der Kampf gegen CO2Emissio
nen einerseits von Bundeskanzlerin Angela Merkel zur »Menschheits
herausforderung« erklärt wird und die Regierungskoalition andererseits 
im September 2019 Maßnahmen beschließt, die zunächst niemandem 
weh zu tun scheinen. Von einem »Klimaschutzpaketchen« sprach Grü
nenChefin Annalena Baerbock im Herbst 2019. »Der homöopathische 
Einstieg in die CO2Bepreisung von 10 Euro die Tonne CO2 wird keiner
lei Lenkungswirkung entfalten«, kritisierten Umweltverbände wie Nabu, 
Greenpeace, BUND und WWF in einer gemeinsamen Stellungnahme.14 
Oder tun die Maßnahmen doch weh? »Die Bundesregierung ist gerade 
dabei, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie zu ruinieren«, 
warnte BDIPräsident Dieter Kempf. Ungerührt verschärfte der Bundes
rat auf Druck der Grünen im Dezember die Maßnahmen.15
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Die Wahrheit liege nicht in der Mitte, sondern nur in der Tiefe, hat 
der österreichische Dramatiker Arthur Schnitzler gesagt. Wer das »Kli
maschutzprogramm 2030« der Bundesregierung als mutlos und ineffi
zient geißelt, muss nicht nur berücksichtigen, dass es auf eine bereits 
schwächelnde Konjunktur trifft in einem Industrieland, dessen Strom
preise schon zuvor (neben denen Dänemarks und Belgiens) an der 
Spitze Europas lagen.16 Er sollte auch die Bilder der gewalttätigen Pro
teste der Gelbwesten oder »gilets jaunes« in Frankreich im Blick haben, 
die sich an einer ökologisch begründeten Mineralölsteuer entzündeten. 
Darum bemüht sich das Programm der Regierungskoalition um eine 
sachgerechte Balance. Auf der einen Seite schafft es den Einstieg in eine 
CO2Bepreisung nicht mehr nur des Energiesektors, sondern nun auch 
für Gebäude und Verkehr. Auf der anderen Seite nimmt es Rücksicht auf 
soziale und wirtschaftliche Erfordernisse. Es enthält Anreize für Konsu
menten und eine (zeitlich befristete) Kompensation etwa bei der Pend
lerpauschale. Doch die Lenkungswirkung bleibt zunächst sehr gering. 
Subjektiv wird das Klimaschutzpaket vor dem Hintergrund der oft dröh
nenden ÖkoRhetorik des Kanzleramts als unambitioniert empfunden. 
»Menschheitsherausforderungen«, so stellt man sich vor, dulden keinen 
Aufschub, sondern erfordern umgehend Blut, Schweiß und Tränen. 

Das jedoch wäre ein Irrweg in einem Land, das 2,1 Prozent zum welt
weiten CO2Ausstoß beiträgt – nicht etwa, weil es nicht lohnte, bei einer 
solchen überschaubaren Marge anzusetzen, sondern, ganz im Gegen
teil, weil Deutschland mit diesen 2 Prozent und etwa 800 Millionen 
jährlich emittierten Tonnen Kohlendioxid zu den TopTenEmittenten 
gehört. Darum muss es ein Vorbild sein. Aber eine Zerstörung der deut
schen Wirtschaft durch noch höhere Energiepreise im Namen des Kli
maschutzes samt Firmenpleiten, Massenarbeitslosigkeit und sozialen 
Verwerfungen würde international eben nicht nachgeahmt, sondern als 
abschreckendes Beispiel dienen. Dann hätte Deutschland beim Klima
schutz mutig Tempo gemacht, und andere schauen eingeschüchtert zu, 
wie eine mächtige Wirtschaftsnation die Automobilbranche als ihren 
Motorblock ins Stottern bringt und letztlich abwürgt. Dem Beispiel 
würde niemand folgen. 
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Eine grüne Volkspartei und eine linksgrüne 
Fridays-for-Future-Partei?

Strategisch kommen den Grünen die moderaten Schritte der großen 
Koalition zupass, weil dadurch ihr Monopol auf radikalere Forderun
gen gewahrt bleibt. Das gilt, solange sie in der Opposition sind. Aber 
der nächsten Bundesregierung werden sie angehören – es ist wegen der 
Unberührbarkeit der AfD (insbesondere nach dem Abgang des ehema
ligen CDUlers Alexander Gauland als Bundesvorsitzender im Novem
ber 2019) politisch schlicht keine Koalition denkbar, die ohne die Grü
nen eine Mehrheit bekäme. Was aber, wenn die Partei an die Regierung 
kommt, vielleicht gar den Kanzler stellt und angesichts der Sachzwänge 
auf eine radikale Klimapolitik unter den Augen enttäuschter Jugendlicher 
verzichten muss? Wenn sich die Grünen entgegen ihrer »Wir können 
keine Minute mehr warten«Rhetorik mit zähen Kompromissen begnü
gen müssen? 

Dann kann links von den heutigen Grünen eine neue linksgrüne Fri
daysforFuturePartei entstehen, die zunächst als außerparlamentari
sche, später vielleicht als parlamentarische Opposition viel kompromiss
loser argumentieren und ganz offen das marktwirtschaftliche System 
ablehnen dürfte. Der linke Digitalexperte und Autor Johnny Haeusler 
nennt Schlagworte, bei denen Jugendliche wesentlich radikalere Forde
rungen stellen können als die um einigermaßen realpolitische Positionen 
bemühten Grünen. Dazu gehören aus seiner Sicht Europa, Nachhaltig
keit, Bildungspolitik, Jugendwahlrecht, Asylrecht, Verkehrspolitik, Stadt
planung, Tierrechte und Chancengleichheit. »Eine aus diesen Überle
gungen und mit diesen Themen entstehende neue Partei, gegründet von 
den engagiertesten Köpfen von ›Fridays for Future‹, der erweiterten You
TubeCommunity und solidarischen, natürlich auch älteren Expertinnen 
und Experten aus der Wissenschaft, dem digital orientierten Bildungs 
und Sozialwesen und vielen weiteren, auch bereits politisch aktiven 
Akteuren und Teilnehmenden von #wirsindmehr und #unteilbar, könnte 
nicht zuletzt durch den Einsatz von gekonnter OnlineKommunikation 
erfolgreich sein«, schreibt der Autor ohne Angst vor Bandwurmsätzen. 


